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Luis Villoro

Zu einigen Ideen Kwasi Wiredus

VERSCHIEDENE MÖGLICHKEITEN VON
DEMOKRATIE

Das westliche Modell der repräsenta-
tiven Demokratie scheint sich pepen-

wärtip in der Welt durchzusetzen. In

vielen Ländern hat es dazu gedient, sich von ei-
nern totalitären System zu befreien, in anderen
hat es aber auch zur Zerstörung kollektiver Le-
bensformen traditioneller Gemeinschaften ge-
fiihrt. Dies ist in vielen Regionen Afrikas der
Fall gewesen. Zu dieser Problematik schlägt
Kwasi Wiredu in eineni anregenden Artikel1 ei-
ne Alternative vor: manche afrikanische Völker

haben bereits vor der Kolonisation Formen von

Demokratie entwickelt, die sich von westlichen
deutlich Modellen unterscheiden. Anstelle der

Machtausübung durch die Mehrheit befiirwor-
ten afrikanische Traditionen den Dialog und
Konsens zwischen allen. In der definitiven Ube-

reinkunft bleibt somit niemand ausgeschlossen;
statt des Kampfs zwischen verschiedenen Par-
teien oder der Vorherrschaft einer einzigen
Gruppe findet der vernünftige Dialog zwischen
allen Mitgliedern der Gemeinschaft statt.

Es ist benierkenswert, daß diese Formen

von Konsensdemokratie eine Analogie zu ähn-
lichen Praktiken bei vielen indigenen Völkern
1 Kwasi WlREDU: Demokratie und Konsens in traditioneller afr ikanischer

Wien 1999.

in Amerika aufweisen, deren Geschichte lange
vor die europäische Eroberung zurückreicht.
In vielen indigenen Gemeinschaften besteht
das Ideal des Konsenses weiter, zu dem man

durch die Teilnahme des ganzen Volks an den
Versammlungen gelangt. Die Versammlung er-
nennt auch für verschiedene Aufgaben Perso-
nen, die durch ihr fortgeschrittenes Alter und
ihre Weisheit hervorragen. Die Regierenden
sind der Kontrolle der Mitglieder der Gemein-
schaft unterworfen. Wie ein allgemeiner Leit-
Spruch festlegt, sollen sie »dienen, indem sie ge-
horchen«. Durch dieses Vorgehen sucht man die
Beziehungen innerhalb der Gemeinschaft zu
erhalten; deshalb gerät man oft in Konflikt mit
der Herrschaft politischer Parteien, die diese
Gemeinschaft spaltet.

Carlos Lenkersdorf, ein Ethnolinguist, be-
schreibt die Versammlungspraxis in einer tojo-
labalen Kommunität (einem von den Maya ab-
stammenden Volk) folgendermaßen: »In der

Versammlung ergreifen alle das Wort und diskutieren;
am Ende der Diskussion interpretiert und resümiert
ein Älterer die Entscheidung, zu der man gelangt ist.
Er verkündet: >wir denken und sagen... < D. h. auf-
grund der Tatsache, dass er sich schon ein Herz gefaßt
hat, gelingt es ihm, unser gemeinschaftliches Denken
zu erfassen und er verkündet es. Man ist zu einem
Konsens gekommen, der sich im Wort >wir< ausdrückt.
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L t ei Ks~iiisensclemokfatie

»Aber an der Idee [einer

Konsensdemokratie] selbst ist nichts

besonders Afrikanisches. Wenn sie

Gültigkeit besitzt,... dann sollte sie für

unsere gesamte Gattung
von Belang sein.«

Kwasi WIREDU: in Demokratie und

Konsensus, polylog Nr. 2 (1999), S. 21

polylog

Diese Art von Versammlung zeigt uns die venvirklich-
te Intersubjektivität. Es ist eine Gemeinschaft, die

dank der Teilnahme aller und eines jeden lebt. «^

Der Geist dieser Tradition inspiriert eine
Bewegung, die bestrebt ist, die Rechte der in-
digenen Völker in verschiedenen Ländern Lat-
einamerikas - Mexiko, Guatemala, Ekuador,
Bolivien - wiederzubeleben. Durch die Vertei-

digung ihrer Autonomie versuchen sie ihre ge-
meinschaftlichen Lebensformen, die durch die
moderne individualistische Gesellschaft be-
droht werden, zu bewahren und zu erneuern.

Die repräsentaäve Demokratie ist ein Ver-
fahren zur Substitution der Macht der Bürger;
sie schafft eine soziale Schicht, die an Parteien

und öffentlichen Funktionen gebunden ist und
den wahren Machthaber darstellt. Diese Schicht

wird durch eine politische Bürokratie geschaffen
und von der ökonomischen Macht erhalten. Die

repräsentative Demokratie baut auf dem Prinzip
der Konkurrenz auf. So wie die Parteibürokratie

nach einem Wahlsieg ihre eigenen Wähler los-
läßt, so läßt sie auch, einmal an die Macht ge-
kommen, die Minderheiten, die verloren haben,
links liegen. Daher ist der Ausschluß ein notwen-
diges Merkmal des demokratischen Verfahrens.

Die Konsensdemokratie, das Ideal vieler
nichtokzidentaler Gemeinschaften, kann daher
als Korrektiv für die inhärenten Mängel der re-
präsentativen Demokratie präsentiert werden,
und zwar mit demselben Gewicht wie die Vor-

schlage anderer [westlicher] Autoren fiir eine
»radikale« oder »partizipative« Demokratie.
Das Konzept einer Konsensdemokratie kann
den Akzent auf Verfahrensweisen legen, die die
Teilnahme aller Personen einer Gesellschaft an

den Entscheidungen, die sie betreffen, und die
Kontrolle über diejenigen, die sie repräsentie-
ren, sicher stellen. Sie basiert nicht auf der
Konkurrenz der Parteien, sondern auf dem
Prinzip des Einverständnisses. Ihre regulative
Idee ist es, den Ausschluß zu vermeiden. Ent-
gegen dem Konkurrenzindividualismus der li-

beralen Demokratie konsolidiert diese alterna-
tive Form von Demokratie jene Bindungen, die
eine Gemeinschaft konstituieren.

PROBLEME DER KONSENSDEMOKRATIE

Die Konsensdemokratie ist Teil einer Kon-
zeption, die schon vor dem modernen Denken
bestand. Sie findet sich in Gesellschaften, die
auf der Notwendigkeit kollektiver Arbeit basie-
ren. Im allgemeinen handelt es sich um Acker-
bau- oder Viehzuchtgesellschaften, in denen
kommunitäre Lebensformen weiterbestehen.
Die kollektive Arbeit auf dem Feld erfordert

Kooperation, gegenseitige Hilfe und gemein-
sam getragene Entscheidungen. Allerdings wer-
den die praktizierten Prozeduren der Konsens-
bildung selbst nie in Frage gestellt; sie beziehen
sich auf eine gemeinsam akzeptierte Tradition
und bilden einen Teil der etablierten Bräuche.

Doch die traditionellen Gemeinschaften
zerbrechen, wenn sie zu »modernen« Lebens-

formen übergehen. Demokratie soll nun das
Ergebnis des konzertierten Willens autonomer
Individuen sein; sie gründet nicht mehr auf den
Gebräuchen, die durch die Tradiäon übermit-

telt worden sind, sondern auf der Verordnung
durch das Gesetz, das von den individuellen
Bürgern beschlossen worden ist. Daher müssen
wir fragen: Können die Konzeptionen vormo-
derner Gemeinschaften auf die modernen indi-
vidualistischen Gesellschaften übertragen wer-

L? Nun es ist unmöglich, zur Vergangenheit
zurückzukehren; wir können nicht Lebensfor-
men wiederbeleben, die in weniger komplexen
Agrargesellschaften ausgebildet worden sind.
Dennoch können sie uns einen Weg anbieten,
den Individualismus und den Mangel an politi-
scher Teilnahme der saturierten Menschen in

den gegenwärtigen liberalen Demokratien zu
überwinden. Zu diesem Zweck ist es nötig, die
Prinzipien der liberalen Demokratie auf die

Carlos LENKERSDORF: Los hombres mrdadems. Vocesy testimonios tojolabales, Mexico: Siglo XXI, 1997, 80.
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Höhe einer erneuerten kommunitären Demo-

kratie zu heben (im Sinne des hegelschen Auf-
hebens: erhalten und überwinden).

Aus diesem Vorschlag ergeben sich einige
theoretische Probleme, wobei mir zwei beson-

ders wichtig erscheinen:
l. Die Verfahren, um in den erwähnten

Gemeinschaften zu einem Konsens zu gelangen,
leiten ihre Legitimität aus einer ererbten kollek-
tiven Weisheit ab, die sich oft in jahrhunderteal-
ten Mythen ausdrückt; sie bilden einen Teü der
gültigen moralischen Konventionen. Ihre Ak-
zeptanz drückt sich in der reiterativen Haltoj ng

gegenüber den traditionellen Lebensformen
und Konzeptionen aus. In einer solchen Moral
hat der Dissens einer Gruppe oder eines Indivi-
duums keinen Ort; er stört das gemeinsame Le-
ben und wird daher als illegitim angesehen. In
den gegenwärtigen partizipativen Demokratien
sucht man dagegen die Legitimität des Konsen-
ses in einer Übereinstimmung zwischen perso-
nalen Freiheiten. Ini Konsens als Produkt auto-

nomer Entscheidungen aller Bürger wird nun
ein Dissens gegenüber jeder beliebigen Form
von Tradition und auch gegenüber einem zuvor
vereinbarten Brauch für legitim erachtet. Er
setzt eine Norm voraus, die ihrer Bedeutung
nach noch vor der Akzeptanz der kollektiven
Traditionen steht: den Respekt der Autonomie
jedes Mitglieds des Kollektivs und daher auch
des Rechtes auf Dissens.

2. Wie Wiredu in treffender Weise zeigt,
setzt die Konsensdemokratie voraus, daß alle

Mitglieder der Gemeinschaft durch den Dialog
ein substanzielles genieinsames Gut entdecken
können. »Menschen haben die Fähigkeit, sich durch
ihre Differenzen hindurch bis zum tiefsten Grund der
Identität ihrer Interessen durchzukämpfen.«3 Tatsäch-
lich ist es in vormodernen Gemeinschaften

möglich, daß das Volk hinsichdich der höchsten
Ziele und Werte übereinstimmt, die aufgrund
der Tradition akzeptiert werden und so der Ge-
meinschaft eine Einheit vermitteln. Die moder-

3 Kwasi WlREDU: ebd. (Fn. 2): S. 16.

nen und komplexen demokratischen Gesell-
schaften hingegen teilen diese Voraussetzung
nicht notwendigerweise. Die liberale Konzepti-
on der Demokratie stützt sich auf die gegentei-
lige Annahme; sie antwortet auf die vielfältigen
Vorstellungen vom »Gemeinwohl«, denen wie-
derum divergierenden Interessen entsprechen.

So stellt sich die Frage: Kann man diese
Praxis liberaler Demokratien verändern, um

das Prinzip des Konsenses zu fördern? Mir
scheint, daß die Antwort je nach dem Ent-
scheidungsbereich, um den es sich handelt,
verschieden ausfallen muss. Im lokalen Be-
reich, in Kommunitäten, Gemeinden und auch

unter autonomen Völkern, wo die Bürger den
persönlichen Kontakt miteinander pflegen
können und wo unterhalb der Diskrepanzen
ein Bewußtsein der gemeinsamen Bedürfnisse
vorhanden ist, ist es möglich, Verfahren zur
Konsensbildunp zu erhalten oder wieder neu

zu schaffen, die sich mit der Lösung lokaler
Probleme befassen, die alle Mitglieder dieser
besonderen Gemeinschaft betreffen.

Im weiten Bereich eines komplexen Landes
sind hingegen zwischenmenschliche Kommuni-
kation und die wechselseitige Kenntnis der ge-
meinsamen Probleme selten. Auf dieser Ebene

besteht tatsächlich eine Pluralität von Gruppen
mit unterschiedlichen Perspektiven und Interes-
sen, die nicht kommuniziert werden. Deshalb
bleibt nur ein Basiskonsens, der eine Interessensi-

dentität wiederspiegelt: den Respekt vor der Plu-
ralität der Ansichten über das Gemeinwohl, die

Anerkennung der Verschiedenheiten. Dies ist
sozusagen ein Wert zweiten Grades, er besteht
in der gleichrangigen Betrachtung der substanzi-
eilen Werte, die die verschiedenen Gruppen der
Gesellschaft fiir sich wählen. Ein solcher Wert

ist jedoch nicht unwichtig. Die Anerkennung
der Differenzen bedeutet, jedem das Seine zu
geben, was eine alte Definition von Gerechtig-
keit darstellt. Gerechtigkeit ist Gleichheit bei
der Behandlung aller Differenzen.

»... daß letztendlich die Interessen aller

Mitglieder der Gesellschaft die gleichen

sind, auch wenn die augenblickliche

Wahrnehmungen ihrer Interessen

unterschiedlich sein kann.«

Kwasi WIREDU: in Demokratie und

Konsensus, polylog Nr. 2 (1999) S. 16

polylog
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Da es in der modernen Demokratie nicht

nur eine einzige Konzeption von Gemeinwohl
gibt, über die durch die Tradition bereits vor-
weg Konsens besteht, kann hier nur über jene
Punkte ein Konsens hergestellt werden, in de-
nen die verschiedenen Konzeptionen und Pro-
gramme partiell koinzidieren, nach der Art des
ovedapping consensus, von John Rawls. Um einen
solchen Konsens zu erreichen, ist es erforder-
lich, daß der rationale Dialog vom Willen zur
Kooperation begleitet wird. Das Prinzip der
Gleichheit in der Anerkennung der Differen-
zen muß das Erreichen dieses rationalen Teil-
konsenses leiten. Die Konsensdemokratie,
glaube ich, muß institutionelle Lösungen für
diese Probleme anbieten.

DER PLURALE STAAT

Ich möchte im folgenden einige program-
matische Ideen vorschlagen, um den eben darge-
stellten Problemen zu begegnen. Möglicherweise
stimmen sie mit Wü-edus Konzeption überein.

Das Projekt einer radikalen oder partizipa-
tiven Demokratie wird sich nur dann vollstän-

dig realisieren lassen, wenn wir von einem ho-
mogenen Nationalstaat zu einem pluralen Staat
übergehen, der auf der Anerkennung aller Dif-
ferenzen beruht. In ihm muß das Verfahren ei-

ner repräsentativen Demokratie mit jenen In-
stitutionen in EinUang gebracht werden, die
die Entwicklung einer partizipativen Demokra-
tie ermöglichen. In den Bereichen, in denen
die Leute direkt miteinander kommunizieren

können, uni zu gemeinsamen Entscheidungen
zu kommen, wird diese Form von Demokratie

die Erneuerung der Gemeinschaft fördern.
Konstituiert wird die radikale Demokratie

durch Autonomieverträge des Staats mit den
verschiedenen Völkern (Nationalitäten, Ethni-
en, Stämmen), die den pluralen Staat bilden.
Jede autonome Region delegiert dann ihrer-
seits einen großen Teil der administrativen und

politischen Macht an die lokalen Bereiche, wo
das wirkliche Volk lebt und arbeitet: Kommu-

nitäten, Gemeinden und Delegationen, aber
auch der Arbeitsplatz, Kooperativen, Univer-
sitäten, Industrien. In diesen Bereichen können

konsensuelle Entscheidungen gefaßt werden.
Auf einer zweiten Ebene müssen Bezie-

hungen zwischen den Gemeinschaften herge-
stellt werden. Sie sind von der regulativen Idee
der gleichberechtigten Anerkennung aller au-
tonomen Regionen und innnerhalb dieser, der
Gemeinschaften, aus denen sie bestehen, gelei-
tet. Auf dieser Ebene muss ausgehend von den
Verfahrensweisen einer repräsentativen Demo-
kratie eine föderale Macht bestehen. In Ange-
legenheiten von besonderer Bedeutung und wo
das Gemeinwohl der Bürger betroffen ist, kann
eine Teilnahme aller durch die etablierten For-
men der Konsultation, des Referendums und
des Plebiszits sichergestellt werden.

All das bedeutet nicht die Auflösung der re-
präsentativen Demokratie, sondern ihre Ergän-
zung durch Formen der direkten Demokratie,
die es erlauben, sich an Formen des Konsenses
anzunähern. Es bedeutet auch nicht die Elimi-

nierung der politischen Parteien, sondern die
Beschränkung ihrer Befugnisse. In den regiona-
len und lokalen Bereichen, wo sie ßir die Kon-

sensfindung nicht förderlich sind, werden sie
daher fehlen. Auf der nationalen Ebene hinpe-

gen sind sie notwendig, aber ihre Funktion be-
schränkt sich auf die Fragen, die zwischen den
verschiedenen Gemeinschaften aufbrechen.

Mir scheint, daß die Erneuerung der For-
men der Konsensdemokraäe - ein gemeinsa-
mes Anliegen bedeutender Bewegungen so-
wohl in Afrika und als auch im indianischen
Amerika - eine Alternative eröffnen kann, um
die Grenzen der liberalen Demob-atie westli-

chen Typs zu überwinden. Vor allem kann sie
der Beginn einer noch unbekannten Form von
Erneuerung der Gemeinschaft sein.
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